


Rechtslage

1.
Allgemeine Risiken beim Kauf von Fälschungen

Fälschungen sind Nachahmungen von Produkten, die geschützte Marken, Designs, Herkunftsangaben oder Patente verletzen und den Namen oder das Erscheinungsbild des Originalprodukts imitieren. Der Kauf und Handel mit Fälschungen (z.B. mit gefälschten Uhren oder Arzneimitteln) hat in den letzten Jahren ständig zugenommen. Dies verursacht den Originalherstellern finanziellen Schaden. Gleichzeitig können Fälschungen für die Konsumenten eine erhebliche Gefahr für Gesundheit und Leben bergen, insbesondere bei Medikamenten, aber auch bei Gebrauchsgegenständen. Die Herkunft der gefälschten Produkte ist oft unklar. Der Hersteller hält sich bedeckt und die Einhaltung von Qualitäts- und anderen Herstellungsstandards kann nicht überprüft werden.
Neben diesen praktischen Gefahren bestehen auch rechtliche Risiken beim Kauf und der Einfuhr von gefälschten Waren. Die Inhaber der Rechte, die durch die Fälschungen verletzt werden, können auf juristischem Weg gegen den Käufer bzw. Importeur vorgehen. 
2.
Vernichtung gefälschter Waren am Zoll
Die Einfuhr (wie auch die Durch- und Ausfuhr) von gefälschten Produkten zu gewerblichen Zwecken ist verboten. Aber auch für den Privatgebrauch dürfen Waren, die Design- oder Markenrechte verletzen, nicht eingeführt werden (Art. 13 Abs. 2bis Markenschutzgesetz und Art. 9 Abs. 1bis Designgesetz). 
Inhaber von Marken-, Patent- und Designrechten können beim Zoll die Einziehung und Vernichtung von Fälschungen verlangen, die ihre Immaterialgüterrechte verletzen (Art. 70 ff. Markenschutzgesetz; Art. 46 ff. Designgesetz; Art. 86a ff. Patentgesetz und Art. 75 ff. Urheberrechtsgesetz). Der Zoll prüft Sendungen und Einfuhren auf verdächtige Produkte hin. Stellt er eine Fälschung fest bzw. besteht ein solcher Verdacht, hält er die Ware zurück. Gleichzeitig informiert der Zoll den Schutzrechtsinhaber und diejenige Person, welche die Ware importieren möchte, oder den Spediteur über die zurückbehaltenen Waren wegen Verdachts einer Fälschung und informiert über die beantragte Vernichtung. Die Person, welche die Waren importieren möchte, muss dann innerhalb von 10 Tagen nach Erhalt der Mitteilung Einspruch gegen die Vernichtung erheben, wenn sie die Ware erhalten möchte. In begründeten Fällen kann die Zollbehörde diese Frist auf 20 Tage verlängern. Unterbleibt ein Einspruch, vernichtet der Zoll die Waren. Wird Einspruch gegen die Vernichtung erhoben, kann der Rechteinhaber vor Gericht gehen und die Einziehung und Vernichtung der gefälschten Waren sowie Schadenersatz verlangen (vgl. dazu hinten, Ziff. 3). In diesem Gerichtsverfahren wird dann geprüft, ob es sich bei der Ware tatsächlich um eine Fälschung handelt und welche Ansprüche dem Rechteinhaber gegen den Importeur zustehen. Ein solches Verfahren ist aufwändig und birgt ein hohes Kostenrisiko. Ein Einspruch gegen die Vernichtung ist daher nur dann zu empfehlen, wenn man davon überzeugt ist, dass die Ware nicht gefälscht ist.
3. 
Mahnschreiben und Schadenersatzansprüche von Rechteinhabern
Wer Fälschungen kauft oder einführen will, kann sich neben der Mitteilung des Zolls auch mit Mahnschreiben der Rechteinhaber (Originalhersteller) konfrontiert sehen. So werden Bestellern von gefälschten Waren bisweilen scharfe Schreiben zugestellt, worin darauf aufmerksam gemacht wird, dass die Einfuhr gefälschter Waren verboten sei. Typischerweise werden diese Mahnschreiben mit der Aufforderung verknüpft, eine Entschädigung in der Höhe von einigen hundert Franken zu bezahlen. Andernfalls würden Strafanzeigen, Hausdurchsuchungen oder eine gerichtliche Verurteilung folgen.
Diese Forderungen sind ernst zu nehmen, wenn sie tatsächlich gefälschte Waren betreffen. Denn die Rechteinhaber haben die Möglichkeit vor Gericht u.a. zu verlangen, dass gefälschte Waren herausgegeben und vernichtet werden, dass der Beklagte Auskunft über deren Herkunft gibt und Schadenersatz für die Rechtsverletzung bezahlt. Die von den Rechteinhabern gestellten Schadenersatzforderungen sind jedoch regelmässig nicht belegt und sehr hoch angesetzt. In solchen Situationen ist es mitunter ratsam, die Forderung zu bestreiten und Belege für den geltend gemachten Schaden zu verlangen. Eine weitere Möglichkeit besteht darin das Gespräch mit der Gegenseite zu suchen, um sich aussergerichtlich über eine angemessene Zahlung zu einigen. Im Zweifel sollte Rat bei einem Anwalt gesucht werden. 
4.
Strafrechtliche Folgen
Fälschungen können zusätzlich zur Vernichtung der Ware und zu Schadenersatzpflichten auch strafrechtliche Konsequenzen haben. Die Ein-, Aus- oder Durchfuhr einer gefälschten Ware (mit Ausnahme von gefälschten Design- und Markenprodukten für den rein privaten Gebrauch) kann mit einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder einer Geldstrafe bis CHF 1'080'000.- bestraft werden. Bei gewerbsmässigem Handeln, das heisst, wenn die Fälschungen ein-, aus- oder durch die Schweiz durchgeführt werden, um damit Gewinn oder ein Einkommen zu erzielen (z.B. durch Verkauf auf einer Online-Plattform), drohen (neben einer Geldstrafe bis CHF 1'080'000.-) Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren.
Weitere Informationen

· Institut für geistiges Eigentum: https://www.ige.ch/index.php?id=319 
· Stop Piracy: http://www.stop-piracy.ch

